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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 7/12 B 
 
L 4 R 3833/08 (LSG Baden-Württemberg) 
S 10 R 1024/07 (SG Heilbronn) 
 
 
 
……………………………………… , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………, 
  
  
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Februar 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter Prof. Dr.  S t e i n w e d e l ,  den Richter K a l t e n s t e i n  

und die Richterin Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 2. Dezember 2011 wird als unzuläs-

sig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das LSG Baden-Württemberg hat mit Urteil vom 2.12.2011 einen Anspruch des Klägers auf 

Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim BSG Beschwerde 

eingelegt. Er beruft sich ausschließlich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Beschwerdebegründung vom 7.2.2012 ge-

nügt nicht der gesetzlich vorgeschriebenen Form, denn er hat den Zulassungsgrund der grund-

sätzlichen Bedeutung nicht ordnungsgemäß dargelegt (§ 160 Abs 2 Nr 1 iVm § 160a Abs 2 S 3 

SGG). 

 

Grundsätzlich bedeutsam iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksich-

tigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass 

diese Rechtsfragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus 

Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das ange-

strebte Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht 

(§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin (1) eine konkrete 

Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit 

(Entscheidungserheblichkeit) und (4) die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von 

ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) aufzeigen (vgl zum Ganzen BSG 

vom 25.9.2002 SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Wer die Zulassung der Revision wegen 

grundsätzlicher Bedeutung erstrebt, muss in der Beschwerdebegründung eine konkrete 

Rechtsfrage in klarer Formulierung bezeichnen und schlüssig darlegen, dass diese klärungsbe-

dürftig, in dem angestrebten Revisionsverfahren klärungsfähig (entscheidungserheblich) sowie 

über den Einzelfall hinaus von Bedeutung ist (vgl BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 19; BSG 

SozR 4-1500 § 160a Nr 5 RdNr 2 ff, Nr 9 RdNr 4 - jeweils mwN). Es muss aus der Beschwerde-

begründung ersichtlich sein, dass sich die Antwort auf die Rechtsfrage nicht ohne Weiteres aus 

dem Gesetz oder der bisherigen Rechtsprechung ergibt; hierzu bedarf es der Auseinanderset-

zung mit den vorinstanzlichen Entscheidungen und sonstiger einschlägiger höchstrichterlicher 

Rechtsprechung.  
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Der Kläger hält die Frage für grundsätzlich bedeutsam, 

 "ob die Ausbildung zum Berufskraftfahrer in der ehemaligen DDR mit einer Ausbildungs-
dauer von zwei Jahren einer Ausbildung zum Facharbeiterberuf im Sinne des vom BSG 
entwickelten Mehrstufenschemas gleichzustellen ist, wenn die Tätigkeit als Kraftfahrer nach 
dem Inkrafttreten der Berufskraftfahrer-Ausbildungsverordnung vom 19.04.2001 beendet 
wurde." 

 

Er hat es jedoch bereits versäumt, die Klärungsbedürftigkeit der von ihm bezeichneten Rechts-

frage darzulegen. Allein der pauschale Hinweis, die aufgeworfene Frage sei bisher vom BSG 

nicht entschieden, reicht nicht aus. Vielmehr hätte der Kläger sich mit der - auch vom LSG her-

angezogenen - schon vorliegenden Rechtsprechung des BSG zur qualitativen Wertigkeit des 

bisherigen Berufs im Sinne des Mehrstufenschemas (speziell auch zum Beruf des Berufskraft-

fahrers) auseinandersetzen müssen. Hieran fehlt es. Der Kläger übersieht insoweit, dass eine 

Rechtsfrage, selbst wenn sie vom BSG noch nicht ausdrücklich entschieden worden ist, gleich-

wohl keiner höchstrichterlichen Klärung mehr bedarf, wenn die bereits vorhandene höchstrich-

terliche Rechtsprechung hinreichende Anhaltspunkte für ihre Beantwortung ergibt (stRspr, vgl 

zB BSG SozR 3-1500 § 146 Nr 2 S 6 und § 160 Nr 8 S 17). Dies gilt im vorliegenden Fall insbe-

sondere auch deshalb, weil der Kläger selbst vorträgt, sein Facharbeiterzeugnis aus der DDR 

sei als mit dem Berufsabschluss eines Berufskraftfahrers gleichwertig bestätigt worden, ohne 

jedoch zu prüfen, ob einem solchen der Berufsschutz eines Facharbeiters im Sinne des Mehr-

stufenschemas des BSG zukommt.  

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 Abs 1 SGG. 
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